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Öffentliche Anhörung des Ausschusses für Arbeit, Gesundheit u. Soziales am 17. Oktober 2007 
Stellungnahme zum Änderungsantrag der CDU-Fraktion und der FDP Fraktion

zum KHGG NRW – E vom 05.09.2007
Sehr geehrte Damen und Herren,
in Abänderung des ursprünglichen Gesetzentwurfes der Landesregierung vom 12.03.2007 (Krankenhausgestaltungsgesetz des Landes NRW) liegt ein Änderungsantrag der Fraktion der CDU-Fraktion  und FDP-Fraktion vor, der die Krankenhausförderung auf eine völlig neue Grundlage stellt. Investitionskosten sollen durch jährliche Pauschalbeträge gefördert werden. Dabei wird die Trennung zwischen langfristigen Investitionen und kurzfristigen Anlagegütern zum Teil aufgehoben.

1.  Die Umstellung der Krankenhausbaufinanzierung auf eine pauschale Förderung kam völlig     

     überraschend. Nachdem noch Anfang des Jahres dezidierte Stellungnahmen zum IVP   

     2007 abgegeben wurden und berechtigterweise von Einzelförderungen ausgegangen wer-

     den konnte, ist zunächst zu verurteilen, dass es auch 2007, d.h. das zweite Jahr in Folge, 
     keine Förderung für Baumaßnahmen geben wird. Dringend erforderliche Projekte wie 
     Tageskliniken für psychisch kranke Menschen können nicht in Angriff genommen werden. 

Nach den Prioritätenlisten konnte der Landschaftsverband Rheinland davon ausgehen, dass 2007 Baumaßnahmen in Höhe von rund 17 Mio € gefördert würden. Nun gibt es für dieses Jahr keinerlei Bauförderung. Dies führt zu einem noch größeren Investitionsstau.

Unabhängig von der Frage ob Einzel- oder Pauschalförderung muss für das Jahr 2007 der Bewilligungsstopp aufgehoben werden. Zwar sollen einzelne Häuser ab dem Jahr 2008 Pauschalen für Baumaßnahmen erhalten. Ob und in welcher Höhe die Rheinischen Kliniken davon profitieren, ist nicht erkennbar, da eindeutige Kriterien fehlen.
Es ist jedoch unabdingbar, dass die Krankenhäuser und der Landschaftsverband Rhein-land als Träger Planungssicherheit für ihre mittel- und langfristigen Investitionen erhalten. 

  2.  Im folgenden wird auf die einzelnen Vorschriften des Änderungsantrages im „ Ab-        schnitt  III Krankenhausförderung“ eingegangen.

            Zu den geplanten Änderungen im Einzelnen:

· § 16 KHGG NRW E regelt, dass sowohl Baumaßnahmen als auch kurzfristige Anlagegüter in Zukunft jährlich durch eine Pauschale gefördert werden. Nach § 16 Abs. 2 KHGG NRW  E sollen jedoch Einzelheiten der Förderung wie zum Beispiel Bemessungsgrundlagen, Zahlungsmodalitäten etc. einer zukünftigen Rechtsverordnung vorbehalten werden. Da es völlig ungewiss ist, wie diese Rechtsverordnung im Einzelnen ausgestaltet wird, bedarf es seitens der Landesregierung dringend weiterer klarstellender Erläuterungen. Es ist derzeit für die Krankenhäuser und ihre Träger nicht möglich, zu beurteilen, wie hoch die Pauschale im Einzelnen ausfallen wird. 

· Nach § 17 Abs. 2 Satz 2 KHGG NRW E kann die Bewilligung der Pauschalmittel mit Nebenbestimmungen versehen werden, falls dies zur Verwirklichung des Gesetzeszweckes oder zur Erreichung der Ziele des Krankenhausplans erforderlich ist.  Über diese Nebenbestimmung könnte wieder die Zweckbindung der Förderung für eine ganz bestimmte Investitionsmaßnahme eingeführt werden. Insofern ist dringend klar zu stellen, dass mit einer solchen Nebenbestimmung keinesfalls eine Vorgabe hinsichtlich der Finanzierung eines bestimmten Bauprojektes des Krankenhauses oder des Trägers geregelt werden kann. 

· § 18 Abs. 2 KHGG NRW E definiert u. a. die von der Förderung ausgenommenen Bereiche. Nach den Regelungen des KHG und des KHGG wäre dies der ambulante Bereich und die medizinische Rehabilitation (wie bisher auch). Der Begriff „stationäre Krankenhausbehandlung“ ist im Gesetz nicht näher definiert. Aus der Definition „Krankenhausplan“ ist aber zu schließen, dass sowohl Planbetten als auch Behandlungsplätze (§ 13 KHG, § 10 KHGG) zwingend zur stationären Krankenhausbehandlung gehören. Auch hier ist eine Klarstellung dringend erforderlich.

· § 19 Abs. 1 Satz 2 KHGG NRW E regelt, dass für ausgegliederte Teile Fördermittel nicht eingesetzt werden dürfen. Es ist unklar, was unter dem Begriff „ausgegliederte Teile“ des Krankenhauses zu verstehen ist. In jedem Fall muss klargestellt werden, dass darunter keinesfalls Betriebsstellen in Form von dezentralen Tageskliniken und Dependancen zu verstehen sind. Dies ist gerade für den Landschaftsverband Rheinland als Träger von psychiatrischen Kliniken enorm wichtig. Es ist schließlich erklärte Absicht aller Parteien, die dezentrale Versorgung von psychisch kranken Menschen weiter auszubauen und entsprechend zu fördern.

· § 18 Abs. 8 KHGG NRW E sieht vor, dass die Krankenhäuser durch gesonderte Testate eines Wirtschaftsprüfers nachzuweisen haben, dass die Fördermittel zweckentsprechend verwendet worden sind. Dies legt den Schluss nahe, dass die einzelnen Krankenhäuser und nicht die Träger die Empfänger der pauschalen Fördermittel sein sollen. Die Kliniken des Landschaftsverbandes Rheinland sind jedoch als wie Eigenbetriebe geführte Einrichtungen keine juristischen Personen, so dass die Mittel an den Träger fließen müssten. Fraglich ist, ob die Pauschale dann Haus bezogen eingesetzt werden muss oder es ausreichend ist, diese im Hinblick auf den Träger Zweck bezogen zu bilanzieren und im Ergebnis somit unternehmerisch frei – je nach Bedarf – für ein Krankenhaus des Trägers zu verwenden.

3. Fazit:

In  der Vergangenheit gab es für Investitionen keine Pauschalfinanzierung, sondern in einem recht aufwendigen Verfahren mussten bei der Bezirksregierung für jede grundsätzlich förderfähige Investition Fördermittel beantragt werden. Der Bedarf lag regelmäßig weit höher als die vom Landeshaushalt zur Verfügung gestellten Mittel. Dies hatte zur Folge, dass notwendige Investitionen sich über viele Jahre verzögerten und mittlerweile ein enormer Investitionsstau entstanden ist. 

Es ist grundsätzlich sachdienlich, dass das Land nunmehr durch eine Baupauschale die Krankenhausbauförderung wieder aufnehmen wird. Die in Aussicht gestellte Verfahrenserleichterung und Flexibilität hinsichtlich der Förderung wird begrüßt. Für die Krankenhäuser sind jedoch Sicherheit im Verfahren und ausreichende Fördermittel unabdingbare Voraussetzung für eine zukunftsorientierte Krankenhausbehandlung. Insbesondere müssen die Rahmenbedingungen und das Prozedere der Förderung klar sein. Dies ist jedoch nach dem vorliegenden Änderungsantrag nicht der Fall. Die endgültige Grundlage der Berechnung der Fördermittel soll in einer Verordnung festgelegt werden, die erlassen wird, wenn das neue Krankenhausgestaltungsgesetz in Kraft ist.

Die Auswirkungen der Systemumstellung lassen sich zurzeit nur grob schätzen. Einer konkreten Berechnung steht auch entgegen, dass das Ministerium noch keine verbindlichen Werte für die sog. Multiplikatoren festgelegt hat. Ebenso ist bezüglich der sog. Förderungskennziffer unklar geblieben, ob diese für das einzelne Krankenhaus oder für den Träger ermittelt wird. 

Es kann nicht sein, dass im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens nur ein grober Rahmen gesteckt wird, alle wesentlichen Details jedoch einer zukünftigen Rechtsverordnung vorbehalten sind. 

Mit freundlichen Grüßen
In Vertretung

Ulrike Lubek

Landesrätin

Datum und Zeichen bitte stets angeben
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